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8ericht 

des Handelsausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Schmidt- . 
meier und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz gegen unlaute­
ren Wettbewerb 1984 - UWG geändert wird 

(UWG-Novelle 1988) (173/A) 

Die Abgeordneten S c h m i d t m eie rund 
Genossen haben am 8. Juni 1988 den gegenständli­
chen Initiativantrag im Nationalrat eingebracht. 

Der Handelsausschuß hat den gegenständlichen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 21. Juni 1988 in 
Verhandlung genommen. 

Nach den Ausführungen des Berichterstatters 
Abgeordneter Par ni gon i und den Wortmel­
dungen der Abgeordneten Ingrid T ich y -
S c h red e r, Dr. He i n d I, Hai ger m öse r, 
S c h m i d t m eie r wurde beschlossen, die Ver­
handlung zu vertagen. 

Der Handelsausschuß hat seine Beratungen in 
der Sitzung am 1. Juli 1988 wieder aufgenommen 
und nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Hai ger m 0 s e r, Ingrid Ti c h y - S c h red e r, 
S c h m i d t m eie r und des Ausschußobmannes 
Abgeordneter S tau d i n ger wurde der im 
Initiativantrag enthaltene Gesetzentwud mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Der Handelsausschuß hat folgende Ausschuß­
feststellung getroffen: 

Der österreichischen Rechtsprechung zur ver­
gleichenden Preiswerbung lag noch kein Fall 
zugrunde, der nur den Vergleich des Preises ein­
und derselben Ware bei namentlicher Nennung der 
Mitbewerber zum Inhalt hatte. Immer waren' mit 
dem Preisvergleich auch andere Wettbewerbsaussa­
gen oder -handlungen verbunden. Gerade diese 

'_ Verbindung von Preisvergleichen mit anderen Aus-

sagen war in einigen Fällen Grund für die Feststel­
lung von Verstößen gegen das UWG. Aus dieser 
Tatsache schlossen einerseits Schuhmacher, Ver­
braucherschutz bei Vertragsanbahnung, 374, daß 
die vergleichende Preiswerbung von den Gerichten 
noch nie ausdrücklich als zulässig an«:rkannt 
wurde, andererseits Wiltschek, Vergleichende Wer­
bung durch gezielte, auch namentliche Bezug­
nahme auf bestimmte Mitbewerber, in Gedenk­
schrift für Fritz Schönherr, 79, daß die rein verglei­
chende Preiswerbung von den Gerichten noch nie 
untersagt worden wäre. Diese Situation führte zu 
Unsicherheit in der Wirtschaft. Aufgabe der neuen 
Bestimmung ist es daher, die grundsätzliche Zuläs­
sigkeit vergleichender Preiswerbung festzuhalten, 
sofern nicht Elemente der Irreführung im Sinne des 
§ 2 UWG oder der Sittenwidrigkeit im Sinne des 
§ 1 UWG mit der vergleichenden Preiswerbung 
verbunden sind. Der Judikatur ist es gelungen, die 
Generalklausel des UWG den jeweiligen wirt­
schaftlichen Bedüdnissen anzupassen. Daher hat es 
der Gesetzgeber unterlassen, Probleme, die sich aus 
vergleichender Preiswerbung ergeben können, 
kasuistisch zu regeln. Die mit vergleichender Preis­
werbung verbundene namentliche Nennung von 
Mitbewerbern erfordert, daß die bisher schon gel­
tenden Grundsätze des lauteren Wettbewerbes. 
besonders beachtet werden. Von diesem Hauptge­
sichtspunkt abgesehen, könnte zB vergleichende 
Preiswerbung in folgenden Bereichen Probleme mit 
sich bringen: Irreführung der Verbraucher und 
anderer Verkehrskreise durch Lockvogelangebote, 
zB durch nicht ausreichendes Angebot der vergli­
chenen Ware; in bezug auf die verglichene Ware 
unangemessen kurzfristige. Angebote (angemessen 
wäre etwa bei Saisonwaren die Einhaltung der Sai­
sonzeiten). Unzulässig wäre ein Vergleich, der 
nicht im ordentlichen Geschäftsverkehr vorgenom­
men wird und unterschiedliche Vertriebsformen 
nicht berücksichtigt, damit ist jedoch nicht aus ge-
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schlossen, daß sich umsatzschwächere mit umsatz­
stärkeren Unternehmen vergleichen. Vergleichende 
Preiswerbung ist grundsätzlich nicht nur bei 
Waren, sondern auch bei Dienstleistungen zulässig. 
Die Judikatur zu anderen Arten vergleichender 
Werbung soll durch diese Bestimmung nicht 
berührt werden. 

Pamigoni 
f 

Berichterstatter 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Handels­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z -
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, 1988 07 01 

Staudinger 

Obmann 

Je 
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Bundesgesetz vom :XXXXXXX, mit 
dem das Bundesgesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb 1984 - UWG geändert wird 

(UWG-Novelle 1988) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbe­
werb 1984 - UWG, BGBI. Nr. 448/84 wird wie 
folgt geändert: 

I. 
Dem § 2 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

"Vergleichende Preiswerbung, die nicht gegen 
diese Bestimmung oder § 1 verstößt, ist jedenfalls 
zulässig." 

Artikel 11 

Mit der Vollziehung des Artikels I ist der Bun­
desminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
betraut. 
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